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Zusammenfassung
Grundschulen in Teilstandorten sind ein häufi g vorkommendes Strukturphänomen, um 
Lücken im Standortnetz zu schließen und eine wohnortnahe Beschulung zu gewährleis-
ten. Zu den lokalen Bedingungen und der Entwicklung von Grundschulen mit mehre-
ren Standorten liegen jedoch kaum Forschungen vor. Am Beispiel von exemplarisch aus-
gewählten Kommunen in Nordrhein-Westfalen analysiert der Beitrag in Fallanalysen, 
wie lokale Bedingungen die Schaff ung von Grundschulen in Teilstandorten beeinfl ussen.
Schlüsselwörter: Governance, Demografi e, Kommune, Schulträger, Schulaufsicht, Grund-
schulentwicklung

Governance of Education Infrastructure in the Face of 
Demographic Volatility
Local Conditions and Developments of Multi-Site Primary Schools

Abstract
Primary schools with multiple sites are a frequently occurring structural phenomenon to 
close gaps in the schooling infrastructure and to ensure schooling close to home. How-
ever, there is hardly any research on the local conditions and developments of multi-site 
primary schools. Using case studies of selected municipalities in North Rhine- West phalia, 
the article analyses how local conditions infl uence the creation of primary schools in 
partial locations.
Keywords: governance, demographics, municipality, school authorities, school supervi-
sion, primary school development
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1 Einleitung

Demografi sche Veränderungsprozesse konfrontieren Bildungssysteme mit Fragen der 
Anpassungsfähigkeit. Auf kommunaler Ebene entbrennen infolgedessen Konfl ikte 
um die Bildungsinfrastruktur (Bartl, 2016; Bogumil et al., 2013; vgl. auch den Bei-
trag von Zymek in diesem Heft ). Gerade in der Primarstufe gilt es, Schulen wohn-
ortnah vorzuhalten. Insgesamt können vier zentrale Reaktionsmöglichkeiten auf zu-
rückgehende Schüler*innenzahlen im Grundschulbereich identifi ziert werden: die 
Schließung von Schulen, die Zügigkeitsreduzierung, die Zusammenlegung einzelner 
Klassen (Jahrgangsgemischtes Lernen) oder die Gründung von Teilstandorten als un-
selbstständige Außenstellen einer Schule, die mindestens zwei örtlich getrennte Ge-
bäude nutzt. Während in der Forschung kaum Befunde zu Teilstandorten vorliegen, 
positionieren sich Lehrkräft everbände (z. B. der VBE oder die GEW) kritisch: Sie ver-
weisen auf hektische Pausen, ausbleibenden informellen Austausch, erschwerte Stel-
lenplanung, Koordinierungsprobleme, Mehraufwand für Schulleitungsteams und hie-
raus folgende Qualitätseinbußen (z. B. Möller & Rösner, 2011). Entlang der langen 
Tradition der Schulqualitätsforschung mit der Setzung der Schule als zentraler pä-
dagogischer Handlungseinheit (Fend, 1986; Maag Merki, 2021) lassen sich (a prio-
ri) Anhaltspunkte ableiten, die auf benachteiligende Voraussetzungen an Schulen mit 
mehreren Standorten schließen lassen. An Schulen mit Teilstandorten ist es sicherlich 
herausfordernder, zu kooperieren, gemeinsam geteilte ethische und qualitätsbezogene 
Beliefs zu entwickeln, kollegiale Konfl iktbewältigung anzuregen, zu einem effi  zienten 
Zeitmanagement beizutragen sowie die professionelle Kohäsion und soziale Integrati-
on einer Schule zu entwickeln – wobei hier die Frage ist, ob an beiden Standorten ge-
trennt, oder als Schule über beide Standorte gemeinsam.

Eine Überprüfung dieser Annahmen sowie eine Untersuchung der Entstehungsbe-
dingungen von (Grund-)Schulen mit Teilstandorten sowie der Verbreitung ihres Vor-
kommens hat hingegen bisher nicht stattgefunden. An dieser Forschungslücke setzt 
der folgende Beitrag an und analysiert die lokalen Bedingungen und Entwicklungen 
von Grundschulen mit mehreren Standorten an Beispielen von ausgewählten Kom-
munen in Nordrhein-Westfalen (NRW).1 

1 Der im Text verwendete Begriff  des Teilstandortes steht synonym für weitere in den Län-
dern gebräuchliche Begriff e wie Außenstellen oder Dependancen. Daneben wird von Schul-
verbünden gesprochen, wobei selten klar und einheitlich zwischen dem Verbund von Stand-
orten einer Einzelschule oder dem Verbund eigenständiger Einzelschulen unterschieden 
wird.
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2 Demografi sch bedingte Veränderungen im Bildungswesen und 
ihre Governance

Der Annahme einer diff erenziellen Folgenträchtigkeit von Bevölkerungsdynamiken 
nach ist die Beobachtung von regionalen und teilsystemischen Bewältigungsprozes-
sen demografi schen Wandels sowohl wissenschaft lich wie auch praktisch relevant 
(Kaufmann, 2005; Niephaus et al., 2016). Demografi e erscheint dann nicht mehr aus-
schließlich als einschränkende Restriktion mit einer damit einhergehenden Bestands-
gefährdung vorhandener Leistungsstrukturen, sondern vielmehr als refl exiv aufzu-
greifendes Problem politischer Governance und kollektiver Gestaltung (Bogumil et. 
al., 2013).

Der Diskurs um Formen und Folgen demografi schen Wandels für das Bildungswesen 
erweist sich als lebendig, insbesondere wenn er demografi sch bedingte Funktionspro-
bleme des Bildungswesens betrifft  . Im Einklang mit Einsichten in die Governance de-
mografi scher Entwicklungen wird auf die allenfalls lose Kopplung zwischen demogra-
fi schen Trends und Bewältigungsstrategien hingewiesen. Allerdings stellen Analysen, 
die demografi sche Veränderungen mit regionalen Interventionen und Aushandlungs-
prozessen zu infrastrukturellen Anpassungen in Zusammenhang bringen, bislang ein 
Forschungsdesiderat dar (Bartl, 2016).

Demgegenüber als gesichert gilt, dass rückläufi gen Schüler*innenzahlen zumeist mit 
dem Abbau von Schulstandorten und der regionalen Konzentration von Bildungs-
infrastrukturen begegnet wird. Unter spezifi schen institutionellen Bedingungen ist 
aber auch die Aufrechterhaltung dezentraler Angebotsstrukturen eine Lösungsoption 
(Bartl, 2016). Das Vorkommen von schulorganisatorischen Lösungen wie jahrgangs-
übergreifendem Lernen, kleinen Grundschulen und integrierten Schularten hängt 
mit der Wahl der politischen Strategien zusammen (Bellenberg & im Brahm, 2019; 
Budde, 2012). Mit Veränderungen von Jahrgangsgrößen scheint zudem die Selekti-
vität von Schulsystemen an Bildungsübergängen systematisch zu variieren (Helbig & 
Schmolke, 2018).

Eher steuerungsanalytisch hat Kann (2017) die Bedeutung schulrechtlicher Vorgaben 
der Bundesländer für das Ausmaß von Handlungsspielräumen lokaler Akteur*innen 
im Kontext des Rückgangs von Schüler*innenzahlen herausgearbeitet (vgl. auch den 
Beitrag von Kann in diesem Heft ). Damit verdeutlicht sie die Relevanz administra-
tiv gewählter Steuerungsansätze, insbesondere hinsichtlich der Geltungskontrolle von 
mit demografi schen Größen assoziierten Vorgaben für regionale Gestaltungsoptionen. 
Eine Studie von Walde (2018) fokussiert Formen kommunaler Handlungskoordi-
nation im Kontext schulpolitischer Entscheidungen, die durch Rückgänge von Schüle-
r*in nen zahlen ausgelöst werden. Ein zentrales Ergebnis besteht in der Beschreibung 
von Akteurskonstellationen, in denen die Polykontextualität bildungsinfra struktureller 
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Gestaltung zum Tragen kommt. Während z. B. schulische Überkapazitäten von über-
regionalen Instanzen v. a. als ökonomisches Problem gesehen werden, erkennen loka-
le Akteure in den Schulgebäuden weniger Kostenfaktoren denn päda gogisch wertvolle 
und wohnortnah zu erreichende Bildungsorte sowie mittelfristig wirkende Standort-
faktoren für die eigene Kommune. Denn die Schließung von Schulstandorten kann 
für betroff ene Kommunen (bzw. Dörfer) gravierende Folgen haben, erschweren diese 
doch (potenziell) den Zuzug neuer und führen zum Weggang der wenigen verbliebe-
nen Familien (Jahnke & Hoff mann, 2014).

3 Modelle demografi scher Responsivität im Grundschulbereich

In der Schulgeschichte Deutschlands gibt es nicht erst seit der Wiedervereinigung 
1990 institutionelle Lösungen, um auf demografi sche Veränderungen zu reagieren. In 
der BRD wurden Schulen einzelner Dörfer durch die Landschulreform in den 1960er 
und 1970er Jahren zu Mittelpunktschulen bzw. Dörfergemeinschaft sschulen zusam-
mengefasst. In der Folge wurden in vielen Bundesländern kleine Dorfschulen aufge-
löst (Furck, 1998). Nach dem 2. Weltkrieg zeigen sich im Grundschulbereich jedoch 
auch gegenteilige Entwicklungen, um Grundschulstandorte wohnortnah – auch in 
kleinen Gemeinden – aufrecht erhalten zu können. Hierzu gehören u. a. schulgesetz-
lich geschaff ene Möglichkeiten zum jahrgangsübergreifenden Unterricht und zur Ein-
richtung von kleinen Grundschulen (Fickermann et al., 1998; Sandfuchs et al., 1997).

Immer wieder wird bildungspolitisch um den Erhalt kleiner Grundschulen als Re-
geloption oder Ausnahme gestritten (z. B. Möller & Rösner, 2011). In Bundesländern 
mit Bekenntnisschulen (Nordrhein-Westfalen) gibt es mitunter bis heute „Zwerg-
schulen“, die nicht dem Modell der in vier Jahrgangsstufen gegliederten Grundschu-
le entsprechen (Furck, 1998). Schleswig-Holstein erlies Sonderregelungen für kleine 
Grundschulen für die Nordfriesischen Inseln und Halligen. Infolge des starken Rück-
gangs von Schüler*innenzahlen wurde in den ostdeutschen Bundesländern in den 
1990er und 2000er Jahren die Einrichtung von kleinen Grundschulen ermöglicht, um 
Schließungen von Grundschulstandorten zu vermeiden (Helbig et al., 2019).

3.1 Schulen mit Teilstandorten als ein Modell demografi scher 
Responsivität 

Grundschulen mit Teilstandorten stellen in vielen Bundesländern ein wenig beach-
tetes, aber regional verbreitetes und zeitlich persistentes Strukturphänomen dar, so 
z. B. auch in Schleswig-Holstein. Zwischen den Schuljahren 2013/2014 und 2020/2021 
lag der Anteil an Grundschüler*innen, die nicht den Hauptstandort ihrer Schule be-
suchten, stets zwischen acht und neun Prozent (Auswertung eines vom Ministerium 
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für Bildung, Wissenschaft  und Kultur des Landes Schleswig-Holstein am 19.01.2022 
bereitgestellten Datensatzes). Für Baden-Württemberg identifi ziert Bauer (2016) im 
Grundschulbereich zwischen den Jahren 1991 und 2004 in einzelnen Regionen ei-
nen Außenstellenanteil von bis zu 25 Prozent, im Schuljahr 2020/2021 wurden über 
18.000 bzw. knapp 5 Prozent aller Grundschüler*innen in Baden-Württemberg an ei-
nem als Außenstelle qualifi zierten Schulstandort unterrichtet (Schulverzeichnis Ba-
den-Württemberg, 2022). Th üringen hält seit 2018 in Reaktion auf stark zurückge-
hende Schüler*innenzahlen verschiedene Organisationsmodelle zur Einrichtung von 
Kooperationsmodellen vor (TMBJS, 2018).

3.2 Verteilung von Grundschulen mit Teilstandorten in Nordrhein-
Westfalen

Die dargelegten Daten verdeutlichen, dass Teilstandorte an Grundschulen kein selten 
eingesetztes Mittel sind, um Lücken im Standortnetz zu schließen und eine wohnort-
nahe Versorgung zu gewährleisten. Für erste deskriptive Annäherungen an die struk-
turellen Hintergrundbedingungen der Entstehung von sich auf mehrere Standorte 
verteilenden Grundschuleinheiten wurden vertiefende Auswertungen des nordrhein-
westfälischen Schulverzeichnisses des Schuljahres 2020/2021 vorgenommen.2 Der Fo-
kus liegt dabei auf den potenziellen Variationskontexten der als obere Schulaufsicht 
fungierenden Regierungsbezirke (RB) sowie dem Gemeindetyp als raumökologischer 
Kategorie. Mit beiden Kontexten sind bestimmte Annahmen verbunden: Die Regie-
rungsbezirke als genehmigende Aufsichtsbehörden sowie die Kommunen in ihrer 
Rolle als Schulträger stellen die zentralen Ebenen dar, aus deren Zusammenwirken 
das Phänomen von Grundschulen mit mehreren Standorten hervorgeht.

Im Schuljahr 2020/2021 werden von allen 2.786 nordrhein-westfälischen Grundschu-
len 378 Schulen (13,7 %) mit mehr als einem Standort geführt. In 19 Fällen verteilt 
sich die Schule auf drei, in einem Fall sogar auf vier Standorte. Schulen mit Teilstand-
orten stellen damit ein verbreitetes Phänomen im Grundschulsystem in NRW dar, die 
amtliche Statistik erfasst dieses Standortmerkmal allerdings erst seit 2017.

Inwiefern räumliche und administrative Faktoren die Prävalenz von Grundschu-
len mit Teilstandorten mitbedingen, wird anhand von Tabelle 1 auf der folgen-
den Seite beschrieben. Zur Unterscheidung von Gemeinden verschiedener Bevölke-
rungsstärke wird auf eine vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
verwendete Klassifi kation von Gemeinden zurückgegriff en (Großstädte > 100.000 Ein-
wohner*innen, Mittelstädte zwischen 100.000 und 20.000 Einwohner*innen, Kleinstäd-
te zwischen 20.000 und 5.000 Einwohner*innen, vgl. Tab 1). In allen fünf Regierungs-

2 Sie steht zum Download zur Verfügung: Interaktive Schulkarte des Landes Nordrhein-West-
falen im Schuljahr 2020/21 (nrw.de) (letzter Zugriff : 31.01.2022). Alle folgend genannten 
Datenwerte basieren auf eigenen Auswertungen.
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bezirken werden Teilstandorte vorgehalten. Während im Regierungsbezirk Düsseldorf 
Schulen mit Teilstandorten häufi ger in großstädtischen Gebieten vorzufi nden sind, fi n-
den sich in den übrigen Regierungsbezirken Grundschulen dieser Art häufi ger in Mit-
tel- oder Kleinstädten, während sie in Landgemeinden gar nicht vorkommen.

Da diese Verteilung mit der kommunalen Struktur in den Regionen NRWs, etwa dem 
Verstädterungsgrad, zusammenhängen kann, ist eine relative Betrachtung notwen-
dig (vgl. Tab.  1). Erst hierdurch werden ungleiche Verteilungsmuster zwischen den 
administrativ und räumlich zu diff erenzierenden Beobachtungseinheiten erkennbar. 
Die Auswertung auf die Anteile von Schulen mit Teilstandorten an allen Grundschul-
stand orten (sprich: alle Haupt- und Teilstandorte) off enbart, dass Teilstandorte in al-
len Regierungsbezirken am häufi gsten in eher bevölkerungsschwachen Gebieten vor-
kommen (über 20 %), allerdings mit deutlichen Varianzen. So sind in kleinstädtischen 
Gemeinden des Regierungsbezirks Detmold an über 25  Prozent aller Grundschu-
len Teilstandorte, im Regierungsbezirk Düsseldorf hingegen nur an ca. 14  Prozent. 
Demgegenüber sind Teilstandorte in den großstädtischen Regionen der Regierungs-
bezirken Düsseldorf (über 9 %) und Münster (fast 11 %) relativ häufi g implementiert. 
Generell zeigen die statistischen Auswertungen zur relativen Verbreitung von Teils-
tandorten im Grundschulwesen, dass Schuleinheiten mit mehreren Standorten in den 
von eher peripheren Gebieten geprägten Regierungsbezirken Detmold und Münster 
häufi ger auft reten als in den eher großstädtisch geprägten Regierungsbezirken. Ins-
besondere die zwischen den Regierungsbezirken beobachtbaren Varianzen innerhalb 
der Gemeindetypen weisen auf Einfl ussfaktoren hin, die mit dem Steuerungshandeln 
der (oberen) Schulaufsicht und Schulträger im Zusammenhang stehen.

Tab. 1: Anteil der Grundschulen mit Teilstandorten an allen Grundschulen je RB und 
Gemeindetyp in NRW, Schuljahr 2020/2021 

Regierungsbezirk

Gemeindetyp – Schulen mit 
Teilstandorten in Prozent*

Gesa mt-Prozent – 
Schulen mit Teilstand-

orten in ProzentGroßstadt Mittelstadt Kleinstadt

Düsseldorf 9,26 % 11,36 % 14,29 % 10,15 %

Köln 5,35 % 9,75 % 19,05 % 9,53 %

Münster 10,61 % 12,29 % 19,05 % 13,32 %

Detmold 8,42 % 17,71 % 25,45 % 17,59 %

Arnsberg 8,43 % 13,43 % 20,69 % 12,79 %

Spaltenprozent 8,30 % 12,44 % 20,44 % 11,95 %

Anm.: * ohne Landgemeinden, da ohne Vorkommen von Teilstandorten

Quelle: Schulverzeichnis 2020–2021; eigene Auswertungen.

Die hier präsentierten Daten belegen das mit Gemeindegröße und administrativen 
Aspekten variierende und quantitativ verbreitete Vorkommen von Grundschulen, die 
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zwar als schulorganisatorische Einheiten fungieren, an denen die pädagogische Ar-
beit aber nicht an einem Ort stattfi ndet. Die bisher nur ad-hoc geäußerte Annah-
me, dass die Ursachen der zukünft ig noch präziser zu beschreibenden Regelmäßigkei-
ten im Vorkommen von Teilstandorten auch im handelnden Zusammenwirken von 
Akteur*innen innerhalb sozialer Governance-Prozesse zu suchen sind, wird mit den 
folgenden qualitativen Fallanalysen weiter analytisch untermauert.

4 Governanceanalytische Betrachtungen: Fallstudien zur 
Entstehung von Schulen mit Teilstandorten

Nachfolgend wird unter Rückgriff  auf Kategorien der Governance-Forschung und 
in fallkontrastierender Absicht untersucht, wie unter annähernd gleichen demogra-
fi schen Bedingungen im Bereich der schulrelevanten Bevölkerungsgruppen unter-
schiedliche Problemlösungen in der kommunalen Schulsystementwicklung (Herm-
stein, 2021) gefunden werden. Damit wird unmittelbar an die Th ese einer analytisch 
unzureichenden „Demografi sierung“ gesellschaft lichen Wandels angeschlossen. Auch 
wenn kaum Forschungsbefunde zu Entscheidungen, Situationsdefi nitionen und 
Handlungsbefähigungen von Schulträgern und den genehmigenden Schulaufsichtsbe-
hörden vorliegen, wird vielfach auf die Bedeutung steuerungspragmatischer kommu-
naler Problemlösungen abgestellt (vgl. Zymek, in diesem Heft ). Dies stützen auch die 
Befunde zur Bedeutung rechtlicher Regelungsrahmen (Kann, 2017) und zu variablen 
kommunalen Deutungskonstellationen (Walde, 2018).

4.1 Analytischer Bezugsrahmen und forschungsmethodischer Zugang

Die leitende Th ese des vorliegenden Beitrages ist, dass Akteur*innen der kommuna-
len Schul system entwicklung trotz vergleichbarer demografi scher Ausgangslagen und 
eines einheitlichen schulgesetzlichen Regelungsrahmens zu diff erenten Situationsein-
schätzungen, Bestimmungen von Handlungsalternativen und schließlich zu unter-
schiedlichen (infra-)strukturbildenden Entscheidungen gelangen. Gleichwohl wird 
damit nicht von einem völlig ungesteuerten Prozess, sondern vielmehr von einem 
durch die Handlungsbeiträge der beteiligten Akteur*innen strukturierten Gesche-
hen ausgegangen. Dieser handlungs- bzw. akteurstheoretische Zugang zum Untersu-
chungsgegenstand lässt demografi sch bedingte Veränderungen als kontingente und 
kollektiv zu bearbeitende Herausforderungen mit Hilfe der Kategorien der Educatio-
nal-Governance-Forschung (Kussau & Brüsemeister, 2007) verstehbar werden.

Nachfolgend wird auf zwei nordrhein-westfälische Fälle vertiefend eingegangen, die 
(kontrastiv) nach den folgenden Kriterien ausgewählt wurden: Diff erenz im Gemein-
detyp und Regierungsbezirk sowie Diff erenz hinsichtlich des relativen Vorkommens 
von Schulen mit Teilstandorten. Die Wahl fi el zum einen auf die Großstadt Duisburg, 
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die, obwohl zum RB Düsseldorf gehörend, vergleichsweise wenige Grundschulen mit 
Teilstandorten aufweist, und die im RB Köln verortete Mittelstadt Bergheim, die mit 
drei Schulen mit Teilstandorten diese Organisationsform genauso häufi g vorhält wie 
die ca. acht Mal größere Stadt Duisburg. Aufgrund der auff allenden Strukturdiver-
genzen darf begründet angenommen werden, dass durch kontrastive Fallanalysen 
Rückschlüsse auf erklärende Genesebedingungen zu ziehen sind, die in den regiona-
len Governance-Konstellationen zur Geltung kommen. 

Für die empirischen Analysen wurde mit Dokumenten aus beiden kommunalen 
Schulausschüssen ein nicht-reaktives Forschungsverfahren gewählt (Mayring, 2016). 
Um die Prozess- sowie die Governance-Strukturen der beiden behandelten Fall-
kommunen rekonstruieren zu können, werden Verwaltungsmitteilungen, Planungs-
analysen, Stellungnahmen und Beschlussfassungen aus den öff entlich zugänglichen 
Rats informationssystemen beider Kommunen als informationshaltige Materiali-
en ver wendet. Auf dieser Basis lassen sich einerseits Akteurskonstellationen und das 
Pro zess geschehen in seiner zeitlichen Entwicklung beschreiben, andererseits wird 
deutlich, welche von den Akteur*innen situativ eingebrachten Wahrnehmungs- und 
Bewer tungsrahmen (Frames) für die Problemdefi nition sowie die schlussendliche 
Ent schei dungsfi ndung faktisch bedeutsam waren.

Durch das soziale Framing der Situation erlangen bestimmte Argumente, die von in-
volvierten Akteur*innen artikuliert werden, unter Umständen ein höheres Entschei-
dungsgewicht; dies aber nur, wenn die Akteurskonstellation sie als sozial sinnhaft e 
Geltungsrahmen für die Entscheidungsfi ndung erachtet. Mit Esser (1999) stellen ma-
terielle Opportunitäten (Können), institutionelle Regelungen (Sollen) sowie kulturelle 
Ideen (Wollen) diejenigen situativ wirkenden Sinnreferenzen bzw. Frames dar, vor de-
ren Hintergrund soziales Handeln der Beteiligten in Konstellationen verstehbar wird.

4.2 Empirische Fallanalysen

Beide hier exemplarisch betrachteten Kommunen weisen auff ällige Parallelitäten hin-
sichtlich der Korrespondenz von demografi schen Veränderungen und den anschlie-
ßenden schulorganisatorischen Governance-Prozessen auf. Zu unterscheiden sind 
Sondierungs- und Entscheidungsphasen, in denen auf Basis statistischer Prognosen 
Bedarfsfeststellungen im Rahmen der Schulentwicklungsplanung geführt werden. In 
Sondierungsphasen werden grundsätzliche Entscheidungsprämissen formuliert und 
bereits erste Versuche der Beeinfl ussung mit Blick auf die sich unter dem Eindruck 
demografi scher Dynamiken bereits anbahnende Entscheidungsphase unternommen. 

Innerhalb der demografi schen Dimension fi ndet sich im fokussierten Zeitabschnitt 
ab 2009 eine durch sinkende Jahrgangsstärken geprägte Phase des Abschwungs, so-
wie eine von steigenden Jahrgangsbreiten getragene Phase des Aufschwungs. Beide 
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demografi schen Phasen waren begleitet von orientierenden Sondierungen und mün-
deten in politisch-administrativen Entscheidungen über schulorganisatorische Maß-
nahmen. In Duisburg dauerte die Sondierungsphase unter Abschwungbedingungen 
länger als in Bergheim. Sie wurde bereits 2010 durch Beobachtungen von nur noch 
unzureichend ausgelasteten Standorten sowie einer als fortdauernd prognostizierten 
Bestandsgefährdung bei Beibehaltung der Grundschulkapazitäten eingeleitet. Erst in 
der ersten Jahreshälft e 2013 wurden die Planungsempfehlungen konkreter gefasst. 
Hierzu zählte neben der Aufl ösung von Schulen auch die Umwidmung bestehender 
Schulen in Teilstandorte, die dann anderen Schulen zugeordnet wurden. Eine dieser 
Teilstandortlösungen wurde schließlich realisiert.

In Bergheim ist eine deutlich kürzere Sondierungsphase zu verzeichnen. Im Schul-
entwicklungsplan von 2009 wurde trotz persistenter Anmeldeunterhänge an einigen 
Grundschulen der Beschluss gefasst, alle Grundschulstandorte zu erhalten. Dieser Be-
schluss hat den Handlungsspielraum für nachfolgende Entscheidungen nachhaltig be-
stimmt. War die Stadt Bergheim als Schulträger mitsamt den betreff enden Grund-
schulen noch davon ausgegangen, den Bestandserhalt durch Schulprofi lierungen 
sicherstellen zu können, schlussfolgerte die Schulaufsicht auf Basis des vorliegen-
den Datenmaterials, dass das Bergheimer Grundschulwesen neu zu ordnen sei, z. B. 
durch die Implementierung von Grundschulverbünden. Schließlich wurden aus vor-
mals sechs eigenständigen Grundschulen drei neue Schulverbünde mit jeweils einem 
Haupt- und einem Teilstandort.

Die Zwischenphasen, in der keine schulorganisatorischen Maßnahmen im Grund-
schulwesen im Hinblick auf Auf-, Ab- oder Umbau von Standorten ergriff en wurden, 
unterscheiden sich zwischen beiden Fällen enorm hinsichtlich der Dauer. Wie in vie-
len deutschen Großstädten machte sich auch in Duisburg ab 2015 der fl uchtbedingte 
Zuzug von Schüler*innen drastisch bemerkbar. Nach drei Jahren wurden die Jahres-
berichte zur Schulentwicklungsplanung als zweckmäßige Monitoringmittel wiederein-
geführt. Im Rahmen des Berichts im Jahre 2016 wurden in kurzer Abfolge statistische 
Sachstanddarstellungen und kurz- wie mittelfristig zu ergreifende Erweiterungsmaß-
nahmen beschrieben. Ein Baustein war dabei die Prüfung der Reaktivierung der Ge-
bäude von kurz zuvor noch aufgelösten Schulen, etwa im Rahmen von Teilstandort-
lösungen. Schlussendlich haben die Schulplaner*innen der Stadt Duisburg für drei 
Grundschulen Erweiterungen durch die Einrichtung von Teilstandorten erwogen, 
zwei wurden tatsächlich umgesetzt.

Relevant für die Akteur*innen der regionalen Governance in Bergheim wurde der de-
mografi sche Aufschwung erst deutlich später, nämlich ab dem Jahr 2019. Anknüp-
fend an generelle Bevölkerungsprognosen wurde mit einem Schulentwicklungsplan 
die Notwendigkeit von Ausbaumaßnahmen im Grundschulbereich untermauert. 
Empfohlen wurde, die ca. zehn Jahre zuvor installierten Grundschulverbünde wieder 
aufzulösen und fortan alle Standorte wieder als eigenständige Schulen zu führen. Für 
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zwei der drei Verbünde wurden entsprechende Beschlüsse gefasst und von der oberen 
Schulaufsicht genehmigt.

Wird allein die Prozessstruktur hinsichtlich ihrer demografi schen und governance-
bezogenen Ordnung betrachtet, liegt die Einschätzung nahe, dass die Gründung von 
Grundschulen mit Teilstandorten sowohl bei ab- wie auch bei zunehmenden Jahr-
gangsstärken eine angemessene Lösung eines demografi sch induzierten schulorga-
nisatorischen Entscheidungsproblems ist. Damit wird die Bildung von Teilstandor-
ten als Problemlösung ausgewiesen, die erstens eine direkte Folge demografi scher 
Volatilität darstellt und zweitens auch bei disparat verlaufenden demografi schen 
Dynamiken von den Beteiligten für angemessen erachtet wird. Erst aber die ana-
lytische Berücksichtigung der konkreten situationslogischen Einbettung der kommu-
nalen Governance-Strukturen schafft   die Möglichkeit, die Sinnhaft igkeit der von den 
Akteur*innen vorgenommenen Orientierungs- und Zurechnungsprozesse sowie der 
Bildung von Präferenzen im Kontext der Entscheidungsfi ndung herauszuarbeiten. 
Ohne fundierte Kenntnis der Beschaff enheit der situativen Ausgangsbedingungen, vor 
deren Hintergrund die Implementierung von Teilstandorten als sinnvoll und umsetz-
bar erscheint, und ohne eine theoretische Idee der Handlungswahl der Akteur*innen 
vermag man lediglich (hier: demografi sche) Automatismen anzunehmen.

An dieser Stelle kann keine vollständige Analyse der situationslogischen Einbettung 
der Akteurskonstellation als Randbedingung kommunaler Governance erfolgen. Wohl 
aber lassen sich Aspekte der situativen Beschaff enheit herausarbeiten, die seitens der 
Beteiligten explizit als relevante Geltungsrahmen des kollektiven Entscheidungshan-
delns benannt werden und die Wahl der Handlungsalternative maßgeblich prägen. 
Wir folgen dem oben skizzierten Verständnis sozialer Einbettung und zeigen nun 
kursorisch, wie diese orientierenden Referenzen als Frames, sprich als sinngebende 
Deutungsrahmen, in den konkreten Governance-Prozessen um die Bildung von Teil-
standorten in die Entscheidungsfi ndung eingeführt werden.

Am Bergheim’schen Beispiel der Implementierung von drei Grundschulverbün-
den zwischen den Jahren 2009 und 2011 unter dem Eindruck demografi schen Ab-
schwungs wird das akteursgetriebene Zusammenwirken von kulturellen und insti-
tutionellen Frames unter Aussparung eines materiellen Frames plastisch. Vor dem 
Hintergrund des Schulentwicklungsplans 2009 und der darin enthaltenen Hinwei-
se auf Kapazitätsüberhang an mehreren Grundschulen haben sich Schulträger und 
Grundschulen auf den kulturellen Rahmen, alle Grundschulstandorte zu erhalten und 
dieses Ziel durch den Nachweis von Unterschiedlichkeit der Schulen durch Schul-
profi lierung erreichen zu wollen, geeinigt und diese Entscheidung auch formell via 
Ratsbeschluss dokumentiert. Mit Eintritt der Schulaufsicht in die Aushandlung wur-
den die Sinnreferenzen um die institutionelle Komponente ergänzt. Infolge der durch 
die schulgesetzlichen Bestimmungen zu den Normgrößen von Grundschulen geleite-
ten Bewertung der prognostizierten Schüler*innenzahlen gelangte die Schulaufsicht 
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zur Empfehlung, die prognostisch nur noch einzügigen (und damit nicht mehr eigen-
ständig bestandsfähigen) Schulen anderen Schulen im Rahmen eines Verbundes zu-
zuordnen. Allein die pädagogische Profi lierung würde den Bestandserhalt aller Schu-
len nicht sichern können.

Entsprechend lässt sich die Bildung von Teilstandorten an diesem Beispiel als eine 
Kompromisshandlung verstehen, mit der beide leitenden Frames – das per politi-
schem Beschluss festgelegte kulturelle Bekenntnis des Schulträgers zum Erhalt aller 
Grundschulstandorte sowie die von der Schulaufsicht vertretene Verpfl ichtung zur 
Achtung des schulgesetzlichen Regelungsrahmens – als Entscheidungsgewichte Gel-
tung erfahren. Die zeitlich vorgelagerte Festlegung auf den Erhalt aller Grundschul-
standorte in Bergheim darf im Sinne des Pfadabhängigkeitskonzepts (Edelstein, 2016) 
als nicht mehr disponierbare Entscheidung verstanden werden, durch die das Opti-
onsspektrum zukünft iger Entscheidungssituationen nachhaltig eingeschränkt wird. 
Denn, und das fällt relativ zum Duisburger Fall auf, eine Bewertung der Bildung von 
Teilstandorten unter ökonomischen Aspekten wird öff entlich ausgespart, obwohl die 
Vorhaltung von nicht voll ausgelasteten Teilstandorten für die Kommune eine wirt-
schaft lich belastende Variante darstellt. Das kulturelle Wollen von kommunaler Po-
litik und Schulen lies in Bergheim eine (auch öff entlich legitimierbare) spätere öko-
nomische Betrachtung einer institutionell als angemessen eingestuft en Lösung nicht 
mehr zu.

Hingegen werden im Fall der Gründung eines Schulverbundes angesichts sinkender 
Schüler*innenzahlen in der Stadt Duisburg alle drei Sinnbezüge in den Abwägungs-
prozess manifest einbezogen. Generell wird der Umstand, dass in Duisburg in den 
Jahren 2010 bis 2013 einige Grundschulen über mehrere Jahre nur noch einzügig ge-
führt wurden, im Rahmen der Jahresberichte öff entlich als ökonomischer und päda-
gogischer (!) Missstand markiert. Für die meisten dieser Schulen wurde die ersatzlo-
se Aufl ösung empfohlen. In einem Fall hingegen wurde unter Berücksichtigung der 
Maßgabe, dass den Schüler*innen im Einzugsgebiet eine wohnortnahe Beschulung 
ermöglicht werden soll und die Schule sich in einer geografi schen Randlage befi n-
det, die Option eines Grundschulverbundes mit einer benachbarten, stabil zweizü-
gigen Schule geprüft . Als entscheidungsleitend für die Konstellation aus Schulträger 
und Schulaufsicht wirkten dann die Frames des Erhalts der Leistungsfähigkeit beider 
Grundschulstandorte durch eine im Verbund adäquate Personal- und Sachausstat-
tung sowie die dann als qualitativ hochwertig identifi zierte wohnortnahe Beschulung 
der Schüler*innen gemäß dem Landeskonzept zur Sicherung des Grundschulange-
bots. Die fi nanziellen Auswirkungen des Erhalts beider Standorte durch Bildung eines 
Grundschulverbundes wurden explizit einbezogen, die ökonomische Nachteiligkeit 
der Teilstandortlösung aber angesichts der beiden auch institutionell abgesicherten 
kulturellen Gründe der Schaff ung leistungsfähiger Schulen und eines wohnortnahen 
Schulangebots als akzeptabler Nebeneff ekt gewertet.
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5 Fazit und Ausblick

Die Fallanalysen aus Bergheim und Duisburg illustrieren, dass Schulträger und auch 
Schulaufsicht vor großen Herausforderungen stehen durch die Frage, wie angesichts 
demografi schen Wandels und fi nanzieller Knappheit Grundschulstandorte wohnort-
nah erhalten bleiben können. Grundschulen mit mehreren Standorten sind kein sel-
tenes Phänomen und stehen im Zusammenhang mit demografi scher Volatilität und 
kommunalen Governance-Prozessen. Die exemplarischen Analysen belegen, dass es 
für schulpolitische Prozessanalysen im kommunalen Raum notwendig ist, die jeweili-
gen situativen Ausgangsbedingungen in den Blick zu nehmen, um das Handeln schul-
politischer Akteure verstehen zu können. Die Fallanalysen liefern hierfür ein erstes 
und zu erweiterndes Instrumentarium. Um kommunales Handeln angesichts demo-
grafi scher Veränderung auch erklären zu können, wird es notwendig sein, Vergleiche 
mit Kommunen anderer Bundesländer vorzunehmen. 

Anzunehmen ist, dass angesichts von mehr Schüler*innen in Städten und schrump-
fender Mantelbevölkerung in ländlichen Gebieten, bei zeitgleich verschärft em Mangel 
an Schulleitungs- und Lehrpersonal und insbesondere in Städten mit eingeschränk-
ten Ausbau- oder Umbaumöglichkeiten, Grundschulen mit Teilstandorten ein für 
Steuerungsakteur*innen multipel problemlösendes Zukunft smodell sein werden. In 
diesem Kontext sollte aber unter einer Schulqualitätsperspektive analysiert werden, 
welche speziellen Anforderungen für Schulorganisation, pädagogisches Handeln und 
Schulentwicklung (auch hinsichtlich von Inklusion, Ganztag und Digitalisierung) aus 
solchen Standortkonstellationen erwachsen und ob spezifi sche Unterstützungsange-
bote für Lehrkräft e, Schulleitungen und das Ganztagspersonal qualitätsförderliche Ef-
fekte evozieren.
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